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Postulat Keller Daniel und Mit. iiber das Aussetzen des Priifungs-
verfahrens zur Einfithrung von Tempo 30 auf Hauptstrassen

eroffnet am 28. Januar 2019

Der Luzerner Regierungsrat hat im Dezember 2018 beschlossen, auf Gesuche zur Einfiih-
rung von Tempo 30 auf Kantonsstrassen aus Larmschutzgriinden einzutreten und diese zu
prufen.

Im 1. Halbjahr 2019 wird im Standerat tber eine Motion von Gregor Rutz (SVP-Nationalrat)
befunden, welche die Einfliihrung von Tempo 30 aus obigen Grinden ausschliessen will.
Der Nationalrat hat diesem Vorstoss bereits klar zugestimmt.

Aus diesem Grund ist es weder sinnvoll noch zielfUhrend, bereits mit der Prufung solcher

Gesuche zu beginnen, bevor Uber eine baldige mégliche Gesetzesanderung entschieden

worden ist. Aus Kosten- und Effizienzgriinden soll die zustandige Dienststelle Verkehr und
Infrastruktur bis zum endgdltigen politischen Bundesentscheid mit den Prifungen solcher

Gesuche zuwarten.
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P 692



Postulat Keller Daniel und Mit. über das Aussetzen des Prüfungs-
verfahrens zur Einführung von Tempo 30 auf Hauptstrassen



eröffnet am 28. Januar 2019 Datum wird vom Sekretariat mit Daten nachtragen ergänzt





Der Luzerner Regierungsrat hat im Dezember 2018 beschlossen, auf Gesuche zur Einführung von Tempo 30 auf Kantonsstrassen aus Lärmschutzgründen einzutreten und diese zu prüfen. 



Im 1. Halbjahr 2019 wird im Ständerat über eine Motion von Gregor Rutz (SVP-Nationalrat) befunden, welche die Einführung von Tempo 30 aus obigen Gründen ausschliessen will. Der Nationalrat hat diesem Vorstoss bereits klar zugestimmt.



Aus diesem Grund ist es weder sinnvoll noch zielführend, bereits mit der Prüfung solcher Gesuche zu beginnen, bevor über eine baldige mögliche Gesetzesänderung entschieden worden ist. Aus Kosten- und Effizienzgründen soll die zuständige Dienststelle Verkehr und Infrastruktur bis zum endgültigen politischen Bundesentscheid mit den Prüfungen solcher Gesuche zuwarten.
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